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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 
29. April 1998 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Blumen­
rohr und die Richter Dr. Zysk, Dr. Hahne, Sprick und Weber- 
Monecke

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Beschluß 
des 6. Senats für Familiensachen des Oberlan­
desgerichts Hamm vom 12. Januar 1998 wird auf 
Kosten des Beklagten zurückgewiesen.

Beschwerdewert: 1.000 DM.

Gründe:

I.
Die Klägerin verlangt wegen ihres Anspruchs auf Tren­

nungsunterhalt vom Beklagten Auskunft über dessen Einkommen 
und Vermögen. Das Familiengericht verurteilte den Beklagten 
antragsgemäß, "der Klägerin in einer geordneten Aufstellung 
Auskunft über sein gesamtes Einkommen von brutto zu netto 
in den Jahren 1993, 1994 und 1995 zu erteilen, sowie den 
Stand seines Vermögens zum 31.03.1996".

Das Oberlandesgericht setzte den Streitgegenstand für 
die Berufung auf 1.000 DM fest, wies die hiergegen gerich­
tete Gegenvorstellung des Beklagten zurück und verwarf die 
Berufung durch Beschluß als unzulässig, weil der nach 
§ 511a ZPO erforderliche Wert des Beschwerdegegenstandes
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nicht erreicht sei. Der dem Beklagten durch die Auskunft 
entstehende Aufwand sei mit 1.000 DM hinreichend bewertet.

Dagegen richtet sich die sofortige Beschwerde des Be­
klagten, mit der er geltend macht, die angefochtene Ent­
scheidung lasse nicht erkennen, daß sich das Berufungsge­
richt hinreichend mit seinem Vortrag auseinandergesetzt ha­
be, er müsse zur Vorbereitung der Auskunft die in Verlust 
geratenen Belege mit erheblichem Kostenaufwand - ein­
schließlich Reisekosten zu seinem Steuerberater in P. - re­
konstruieren; allein die Anfertigung von Kopien (für ihn 
selbst, die Gegenseite und das Gericht) verursache Kosten 
von 813 DM. Zudem habe das Berufungsgericht nicht berück­
sichtigt, daß ihm der Steuerberater für die Aufschlüsselung 
der Einkünfte, Werbungskosten und Abschreibungen 1.725 DM 
in Rechnung gestellt habe.

II.

Das Rechtsmittel hat keinen Erfolg.

Die Bewertung des Rechtsmittelinteresses kann vom Re­
visionsgericht nur darauf überprüft werden, ob das Gericht 
der Vorinstanz die gesetzlichen Grenzen des ihm eingeräum­
ten Ermessens überschritten oder sein Ermessen fehlerhaft 
ausgeübt hat. Letzteres kann insbesondere der Fall sein, 
wenn das Berufungsgericht bei der Ausübung seines Ermessens 
die in Betracht zu ziehenden Umstände nicht umfassend be­
rücksichtigt hat (Senatsurteil vom 27. April 1994 - XII ZR 
148/93 - FamRZ 1994, 1519 m.N.).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Derartige Ermessensfehler sind nicht ersichtlich. Das 
Berufungsgericht hat sich mit dem Vortrag des Beklagten 
ausreichend und in einer vom Gericht der sofortigen Be­
schwerde nicht zu beanstandenden Weise auseinandergesetzt. 
Die maßgeblichen Erwägungen des Berufungsgerichts ergeben 
sich aus dessen Festsetzungsbeschluß vom 21. November 1997, 
auf den die angefochtene Entscheidung ausdrücklich Bezug 
nimmt. Darin hat das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei und 
in der gebotenen Kürze dargelegt, daß Reisekosten nicht er­
forderlich sind, weil der geschäfts- und schriftgewandte 
Beklagte die erforderlichen Klärungen und Auskünfte auch im 
Wege der Korrespondenz herbeiführen könne, und daß der mit 
der Rekonstruktion der Unterlagen und mit der Erteilung der 
Auskunft verbundene Aufwand insgesamt mit nicht mehr als
1.000 DM zu bemessen sei.

a) Die vom Beklagten vorgelegte Rechnung seines Steu­
erberaters für die "Aufbereitung der rekonstruierten Unter­
lagen" spricht letztlich nicht gegen, sondern für die Rich­
tigkeit dieser Einschätzung. Denn die Rechnung des Steuer­
beraters, die als solche der Kostenschätzung nach § 3 ZPO 
aus den nachstehend unter c) dargelegten Gründen nicht zu­
grunde gelegt werden kann, datiert vom 15. Dezember 1997. 
Wenn dem Vortrag des Beklagten zufolge sämtliche Einzelbe­
lege der Jahre 1993 bis 1995 vernichtet wurden bzw. aus An­
laß seines Umzuges in Verlust geraten sind, konnte deren 
Rekonstruktion, für die er noch in seiner Gegenvorstellung 
vom 4. Dezember 1997 einen erheblichen künftigen Zeit- und 
Kostenaufwand veranschlagt hatte, jedenfalls innerhalb we­
niger Werktage erfolgreich abgeschlossen werden. Obwohl der 
Beklagte somit ausreichend Gelegenheit hatte, die durch die
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Rekonstruktion tatsächlich angefallenen Kosten noch vor Er­
laß der angefochtenen Entscheidung zu beziffern und glaub­
haft zu machen (vgl. Zöller/Gümmer, ZPO 20. Aufl. § 511a 
Rdn. 11), fehlt hierzu jeder Vortrag.

Aus diesen Gründen bedarf es keiner weiteren Prüfung, 
ob der Beklagte sein Vorbringen, auch die Belege des Jahres 
1995 müßten rekonstruiert werden, überhaupt hinreichend 
glaubhaft gemacht hat. Bedenken hiergegen bestehen inso­
weit, als er sich nach seinem eigenen Vortrag bereits am 
9. Januar 1995 in F. niedergelassen hat, so daß ein umzugs­
bedingter Verlust der Belege des Jahres 1995 nicht plausi­
bel erscheint.

b) Soweit der Beklagte mit seiner Gegenvorstellung ge­
gen den Festsetzungsbeschluß vom 21. November 1997 geltend 
gemacht hat, allein die Anfertigung von Kopien verursache 
Kosten von 813 DM, hat das Berufungsgericht diesen Vortrag 
nicht übergangen, sondern diese Kosten in seinem die Gegen­
vorstellung zurückweisenden Beschluß rechtsfehlerfrei als 
weit übersetzt angesehen. Sie können aus Rechtsgründen oh­
nehin allenfalls zu einem geringen Teil berücksichtigt wer­
den. Der Beklagte ist nämlich lediglich zur Vorlage einer 
geordneten Aufstellung verurteilt worden, nicht aber zur 
Vorlage von Belegen für die darin enthaltenen Einzelposi­
tionen, so daß es nicht erforderlich war, diese für die 
Klägerin und für das Gericht zu kopieren. Zudem führt die 
Aufstellung der angeblich erforderlichen Kopien auch solche 
Schriftstücke auf, die der Beklagte im ersten Rechtszug be­
reits vorgelegt hatte, so beispielsweise die Einkommensteu­
ererklärungen für 1993 bis 1995 nebst Anlagen und die Ein-
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kommensteuerbescheide für 1993 und 1994. Erforderlich waren 
daher nur die Kopien, die der Steuerberater gegebenenfalls 
noch anfertigen und dem Beklagten zusenden mußte, damit 
dieser die daraus ersichtlichen Positionen in die zu ferti­
gende Aufstellung übernehmen konnte.

c) Nicht zu beanstanden ist schließlich, daß das Beru­
fungsgericht bei der Schätzung des für die Auskunft erfor­
derlichen Aufwandes den vom Steuerberater mit 1.725 DM in 
Rechnung gestellten Zeitaufwand für die Aufschlüsselung der 
Einkünfte, Werbungskosten und Abschreibungen unberücksich­
tigt gelassen hat.

Die Inanspruchnahme eines Steuerberaters war zumindest 
in dem hier gegebenen Umfang zur Erteilung der Auskunft 
nicht erforderlich. Der Beklagte kann die geforderte Aus­
kunft weitgehend auch ohne Kenntnisse des Steuerrechts in 
sachgerechter Weise selbst erteilen, denn er ist nicht dazu 
verurteilt worden, seine Einkünfte unter steuerlichen Ge­
sichtspunkten anzugeben:

aa) Seine Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit kann 
der Beklagte den ihm vorliegenden Anlagen N zu den Einkom­
mensteuererklärungen 1993 bis 1995 unmittelbar entnehmen; 
desgleichen die darauf entfallende Kirchensteuer und Lohn­
steuer nebst Solidaritätszuschlag. Es ist auch nicht er­
sichtlich, daß die Zusammenstellung der Werbungskosten ei­
nen nennenswerten Aufwand erfordert, weil sie im wesentli­
chen aus den Steuererklärungen des Beklagten ersichtlich 
sind.
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bb) Nichts anderes gilt für die Einkünfte aus selb­
ständiger Arbeit. Soweit diese Einkünfte aus der Beteili­
gung des Beklagten an einer Praxisgemeinschaft (1993 und 
1994) und - als negative Einkünfte - aus seiner Beteiligung 
an einer Laborgemeinschaft (1995) herrühren, waren diese 
Gegenstand gesonderter Feststellungen der Finanzämter P. 
und F.. Mithin ist davon auszugehen, daß der Beklagte die 
für die Auskunft erforderlichen Angaben ohne weiteres von 
der jeweiligen Gemeinschaft oder dem jeweiligen Finanzamt 
hätte erhalten können.

Ebenso war dem Beklagten die Beschaffung entsprechen­
der Abrechnungen über seine Einkünfte aus Lehrtätigkeit oh­
ne nennenswerten Aufwand möglich.

c) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung hat der 
Beklagte nur aus zwei Objekten in P. und B. bezogen. Die 
auf Grundbesitzabgaben und Hausversicherungen entfallenden 
Werbungskosten lassen sich den Anlagen V zu den Steuerer­
klärungen unmittelbar entnehmen und erforderlichenfalls 
nach Anforderung von Kopien der Grundbesitzabgabenbescheide 
bzw. Versicherungsabrechnungen weiter aufschlüsseln. Zu re­
konstruieren blieben daher nur die Erhaltungsaufwendungen 
und unter "Sonstiges" zusammengefaßten Aufwendungen. Bei 
der hier gegebenen Größenordnung ist auch dieser Aufwand 
mit dem vom Berufungsgericht geschätzten Betrag von
1.000 DM für sämtliche anfallenden Kosten hinreichend be­
rücksichtigt .

d) Als Einkünfte aus Kapitalvermögen hat der Beklagte 
1993 bis 1995 ausschließlich Zinsen aus Guthaben und Einla­
gen erzielt, und zwar in der Größenordnung von jeweils
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15.000 DM, darunter 13 DM Bausparzinsen für 1993, die ohne 
weiteres aus der Anlage KSO zur Einkommensteuererklärung 
1993 in die geschuldete Aufstellung übernommen werden kön­
nen. Der Hinweis des Beklagten in seiner eidesstattlichen 
Versicherung vom 4. November 1997, Bescheinigungen über die 
Zinserträge müßten von verschiedenen Bankinstituten be­
schafft werden, ist mangels näherer Angaben zur Zahl der 
betreffenden Banken nicht geeignet, einen erheblichen Auf­
wand darzutun. Es stellt auch keinen Mehraufwand dar, zu­
gleich eine Zusammenstellung der mit diesen Zinseinnahmen 
verbundenen Werbungskosten zu erbitten.

e) Nichts anderes gilt für die Ermittlung der Kranken- 
und Pflegeversicherungskosten der Jahre 1993 bis 1995, die 
der Beklagte in seiner eidesstattlichen Versicherung als 
Beispiel für den mit der Auskunft verbundenen Aufwand an­
führt. Er hat die erforderlichen Angaben auf einfache An­
frage hin mit der von ihm selbst vorgelegten Bescheinigung 
seiner Krankenversicherung erhalten. Soweit diese Anfrage 
nach seiner Darstellung erst nach entsprechender Bearbei­
tungszeit beantwortet wurde, ist der Hinweis auf zeitliche 
Verzögerungen nicht geeignet, einen höheren Kostenaufwand 
darzulegen.

f) Dem Vortrag des Beklagten sind schließlich auch 
keine Anhaltspunkte dafür zu entnehmen, daß die Aufstellung 
seines Vermögens mit nennenswerten Kosten verbunden ist.



zumal nicht ersichtlich ist, daß ein umzugsbedingter Ver­
lust von Unterlagen aus den Vorjahren auch die Erteilung 
dieser Auskunft zum Stichtag 31. März 1996 erschweren könn­
te .

Blumenrohr

Sprick

Zysk

Weber-Monecke

Hahne
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